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Kommunalwahl 2016

BUND-Befragu ng der Partei enlspitzen kandidatinnen und -kandi daten

Heppenheim, 25. Januar 2016

Sehr geehrter Herr Schmidt,

kornmunale Entscheidungen beeinflussen den tlmgang mit den natürlichen Ressourcen und

haben Auswirkungen auf den Schutz \ron Natur und Umwelt.

Beider Kornmunalwahl geht es auch darum, ob und wie lhre Kommune kngtristig die

Lebensgrundlagen lhrer Bürger/innen slcherstellen kann-

Der BUND Bergstraße möchte, dass Städte, Gemeinden und Landkreise in Sachen Umwelt und

Naturschutz vorangehen.

Deshalb haben wir fünf konkrete Bereiche exemplarisch für Umwettschu@ NaturschuE und

Energiewende ausgewählt, zu denen wir Sie um lhre Positionierung bitten:

ln Zeiten rrcn Klimawandel und Energiewende steigen die Ansprüche an den Wald. Die Nachfrage

nach Holz ftir verschiedenste Zwecke ist rasant gestiegen und nimmt weiter zu.

Doch nicht nur der Nutzungsdruck, auch der Klimawandelmacht dem Wald zunehmend zu

schaften.

Kommunale Wälder sind ein Schatz ltir jede Kommune. Sie bieten Erholung und erfiillen so

wichtige Funktionen wie Luftreinhaltung, Bereitstellung von Trinkvnasser, Speicherung wn
Treibhausgasen und Erhah der biologischen Vielfalt.

Wälder müssen nachhaltig genutzl werden. Das Land Hessen geht mit gutern Beispiel voran: Der

Hessische Staatswald wird schrittweise nach den Kriterien des FSC (Forest Stewardship Council,

hftp:/Aruww.tSc:deutsghland.dq/de-dei zertifizbfi. FSC ist ein anerka*nter u*d g*aubmnirdiger

Stardard lür e*ne nacfdraütige snd umweffiertril'g$cf?ä ltlfaldbera$rtschaffrxlg.

Auch der Komnxrnafuvald kann durch den FSC-Standard ökalogischer sfabiler urrd risikoärr*er
gemacht werden- Und die Charrcen tür den Verkar$ racn Helz $eigen, da die Nachfiage *aeh FSC-

zertifiziertem Holz wächst.

Sefzen Sie sich daftir ein, dass der Kommunalwald nach den lfiterien des FSC zertifiziert wird.

Glyphasat (Handelsname z.B. Roundup) isl das weltwelt am häufgsten eingeseEte Pflanzengift.

ln Deutschland sind 93 Glyphosat-haltige Mittel zugelassen- Deutschlandweit werden jährlich

knapp 6Oo0 Tonnen davon eingesetä. Dort, wo Glyphosat rrcrwendet wird, tötet es alle Pflanzen

ab. Unter anderem der BUND hat nachgewiesen, dass Glyphosat im Urin wn Menschen

vorkomrnt, ebenso wird es in der Muttermilch, in Oberflächengewässern und in den Böden

getunden. 20L5 hat dle Welrgesundheilsorganlsatlon tw}lo) Gtyphosat als ;!ryahrscheinlich
kebserregend beim Menschen" eingestuft.

FNP!

Der aktuelle Flächennutzungsplan (FNP) erlaubt jeder Gemeinde eine * nach Maßgabe der

Regionalversammlung - ausreichende Erschlleßung neuer Flächen. Bereits dieser Flächenverlust

ist nach Ansictrt des BUND zU hoch. und doch beohachtet der BUND, dass Kommunen

Flächenanspnlche sogar über das Maß des FNP hinaus beanspruchen.

Baumaßnahmen gehen in aller Regel zu Lasten der Landwirtschaft. Landwirtschafüiche

Ntrtzflächen sind eine endliche Ressource, deren Verbrauch durch Versiegelung nicht nachhaltig

ist. Dieser Landfraß erfolgt auf Kosten künftiger Generationen, aber auch immer rnehr zu Lasten

der Menschen auf der Erde, die unter Hunger leiden.
Daher fordert der BUND von den Kommunen, sich strlkt an die Vorgahen des FNP zu halten und

darüber hhraus keine Fkichen zu versiegeln.

Auf den folgenden Seiten finden Sie unsere Fragan Bitte senden Sie uns den ausgelüllten
Fragebogen bis spälestens 15- Fehnrar.201Ii per Poßt oder per E-Mail zrrilicl<- Die
Ergebnisse unserer Befiagung werden wir auf urisarer Homepage und in der Presse
veröffendichen.

Vielen Dank und freundliche Grüße

Claudia Dirr

BUND Bergstraße

Ludwigstraße 13

64646 Heppenheim
Te|.06252 5189

E-Maih bund-bergstrasse@bund-net

Web : www. bund-bergstrasse.de

Der BUND fsrdert ein vctständiges Verb*l r*on Glyphosat-

Die headsehe tJnxvet*ninis*erin Prislqa Hinz hat aufgrund der Warnungen der WHO per Erlass
verl{lgt, dass der Einsaä glphosathdtiger Pestizide auf Wegen, Plätzen uild sonstigem
Nichtkulturland in Hessen mit Wkkung vom 1, Juli 2oL5 nur noch in begründetenAusnahmefällen
möglich ist.

Aber Kommunen verpachten auch landwirtschaftliche Flächen. Hier ist erforderlich, dass durch
kommunale BeschlÜsse der Einsatz vcn Glyphosat auch auf diesen gemeindeeigenen,

landwittschaftlich genutzten Flächen ausgeschlossen wird.

3, Elnsatz.v.qn Kraft-ll[ärme-Kopplung in korn{nunalgn und andqren Geb-äuden: Machen Sie
ihre Kommune zur Enefgiewendp-Kommune mit Kraft Wärme-Kopplung!
ln der Diskussion um die Energiewende besteht allgemeiner Konsens, dass tGaft-Wärme-

Koppfung (Ki/K) einen unverzichtbaren Beitrag zum Gelingen der Energiewende leisten kann und

muss. Durch effiziente Energienutzung, werden die Coz-Emissionen und der Energieverbrauch
gesenkt. insbesondere dort wo derzeit bis zu 60 o/o der Primärenergie als ungenutzte Abwärme
verloren gehen, z. B. in konventionellen Kondensationskraftserken. l(WI( kann in vielen

Größenklassen und mit verschiedenen Brennstoffen betrieben werden und stelh die Verbindung

zwischen Stromwende und Wärmewende her. Durch KWK kann flexibelStrom erzeugt und

fluktuierende Stromerzeugung aus Wind- und Sonnenergie ausgeglichen werden. Verbunden mlt

systemdienlicher Eigenstromerzeugung können Stromnetze entlastet, der Netzausbau auf das
erforderliche Maß reduzlert und dle Modernlsl€rung des Heizungsbestandes vorangetrleben
werden

Potentiale ltir einen Ausbau der l(A/K sind rmrhanden - zahlreiche Studien haben dies aufgezeigt.

ln vielen kommunaüen Heizungsanlagen in Rathäusern, Kindergärten, Schulen, Stadthallen,

Betriebsftäfen, Schwimmbädern usw. sowie in Heimen und Krankenhäusern können KWK-Anlagen

wirtschafdich eingesetzt werden-

Sie können sich dafür einsetzen, dass viele dieser l0Ä/K-Anlagen in kornmunalen Gebäuden

eingebaut werden und dass ihren Bürgerinnen und Bürgern ssale Unternehmen und

Gewerbeteibenden Beratung angeboten wird. Der BUND untersttitzt dieses Ziel mit einer elgenen

KWK-lnformafi onskampagne.

nachprüSed
lrn Bauamt uerdsn nicts nur Bebauungs$äne arehirriert, scndern auch die darnit zugleich
fes{gesetztenAusgleichsmaßnahmen, die den stattgefundänen F{atureingrifi wettmachen sollen.

Die Kommune ist verpfiichtet, die Ausgleichsmaßnahmen durchzufiihren und auf Dauer in gutem

Zustand zu erhaften.

Der BUlilD beobachtet jedoch seit langem, dass Komrnunen die Durchftihrung und dauerhafte

Pfiege vernachlässigen oder gar unterlassen. Ebenso mangeft es an der DurchseEung der

beschlossenen Maßnahmen gegenüber Dritten. Teiluaeise fehlt der Verwaf,tung selbst der Überblick
über den Umfang der Ausgleictsmaßnahrnen.
Um diesem gravierenden Mangel abzuhellen, ist es notwendig, dass die Kornmune ein Kataster

über die beschlossenen Ausgleichsmaßnahmen und ihren Pflegezustand ftihrt, und das Kataster

regelmäßig aktualisiert- Das Kataster sollwie die zugrunde liegenden Bebauungspläne und

Ausgleichsmaßnahmen öffentlich einsehbar sein.

FRAGE: Setzen Sie sich daftir ein, den Kommunalwald lhrer StadUGemeinde nach dem FSC-
Siegel zertifizieren zu lassen?

0 JAauf ieden Fall

0 NEIN das finde ich nicht richtig

lhre Kommune zur FnergiewendB-Koqmune rnit Kraft-Wärme-Kopplung I

FRAGE: Setzen Sie sich dafür ein, dass in lhrer Kommune viele neue l(rvK-Anlagen in

komrnunalen und anderen Gebäuden eingebaut werden?

"/
fi JAauf jeden Fall
- 0 NEIN das finde ich nicht richtig

Begründung

SPD - Lampertheim



4 Ausg�elchsmaßnahmen verbessern· Machen Sie beschlossene Naturschutzmaßnahmen 
nachprüfbar• 

FRAG�: Setzen Sie sich dafür ein, dass in Ihrer Kommune ein öffentliches Kataster über 
Ausgle1chsmaßnahrnen und deren Pflegezustand geführt wird? 

� JA auf jeden Fall 
O NEIN das finde ich nicht richtig 

Begründung 

�ndfraß begrenzeD' Beschränken Sie Flächenverbrauch auf die Vorgaben des aktuellen 

FRAGE: ��tzen Sie sich dafür ein, dass Ihre Kommune nicht mehr Siedlungs- und 
Gewerbeflachen ausweist als es der aktuelle Flächennutzungsplan vorgibt? 

W JA auf jeden Fall 
0 NEIN das finde ich nichl richtig 

Begründung 
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1. Im Stadtwald mehr Natur zulassen: Machen Sie Ihren Kommunalwald zum FSC Wald!

FRAGE: Setzen Sie sich dafür ein, den Kommunalwald Ihrer Stadt/Gemeinde nach dem FSC
Siegel zertifizieren zu lassen? 

)( JA auf jeden Fall 
O NEIN das finde ich nicht richtig 

2. Verbot von Glyphosat auf kommunalen Flächen: Machen Sie ihre Kommune zur
glyphosatfreien Kommune!

FRAGE: Setzen Sie sich dafür ein, dass Glyphosat in Ihrer Stadt/Gemeinde nicht mehr auf 
öffentlichen und landwirtschaftlich genutzten kommunalen Flächen eingesetzt wird? 

1K JA auf jeden Fall 
0 NEIN das finde ich nicht richtig 

3. Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung in kommunalen und anderen Gebäuden: Machen Sie
Ihre Kommune zur Energiewende-Kommune mit Kraft-Wärme-Kopplung!

FRAGE: Setzen Sie sich dafür ein, dass in Ihrer Kommune viele neue KWK-Anlagen in 
kommunalen und anderen Gebäuden eingebaut werden? 

JK' JA auf jeden Fall 
O NEIN das finde ich nicht richtig 

Begründung 
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4. Ausgleichsmaßnahmen verbessern: Machen Sie beschlossene Naturschutzmaßnahmen

nachprüfbar! 

FRAGE: Setzen Sie sich dafür ein, dass in Ihrer Kommune ein öffentliches Kataster über 

Ausgleichsmaßnahmen und deren Pflegezustand geführt wird? 

A JA auf jeden Fall 

O NEIN das finde ich nicht richtig 

5. Landfraß begrenzen: Beschränken Sie Flächenverbrauch auf die Vorgaben des aktuellen

FNP! 

FRAGE: Setzen Sie sich dafür ein, dass Ihre Kommune nicht mehr Siedlungs- und 

Gewerbeflächen ausweist als es der aktuelle Flächennutzungsplan vorgibt? 

K JA auf jeden Fall 

O NEIN das finde ich nicht richtig 

Begründung 

Grüne - Lampertheim



1. Stadtwald Lampertheim

Das Forstamt Lampertheim ist nach Rücksprache mit Hessen Forst seit dem 15.01.2016 
nach FSC zertifiziert. Hierbei müssen nach deren Ausführungen noch Erfahrungen in den 
durch Klimaveränderung und Grundwasserabsenkung geschädigten Riedwäldern gemacht 
werden. 

Der Stadtwald Lampertheim ist ja bekanntermaßen genauso davon betroffen. Deshalb 
schlägt uns Hessen Forst vor, zunächst die Erfahrungen vom benachbarten Staatswald 
abzuwarten, um in Fragen der Zertifizierung für den Stadtwald die richtige Entscheidung zu 
treffen. 

Ich stehe der Sache offen gegenüber und Hessen Forst hat mir zugesichert, mich dazu auf 
dem Laufenden zu halten. Insofern können wir dazu gerne im Austausch bleiben.  

2. Glyphosat

So eindeutig wie von Ihnen beschrieben, scheint die Beweislage derzeit nicht zu sein. Ich 
habe gegenteilige Äußerungen z.B. von Herrn Prof. von Tiedemann (Prof. für 
Pflanzenschutz) gefunden. Auch die Umweltministerin hat ihre Verfügung nur auf Nicht-
Kulturland begrenzt. Ich sehe mich bei den gegensätzlichen Positionen auf kommunaler 
Ebene nicht in der Lage zu beurteilen welche Behauptung wissenschaftlich richtig ist. 
Allerdings müsste bei einem eindeutigen Nachweis die Bundesregierung die Zulassung 
umgehend zurückziehen, was bisher nicht geschehen ist. Um dem Vorsorgegedanken 
Rechnung zu tragen werde ich in der nächsten Stadtverordnetenversammlung nachfragen 
welche Sicherungsformulierungen (z.B. Ausbringung von Klärschlamm nur mit Zustimmung) 
die Stadt bei Ihren Pachtverträgen hat. 

3. Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung

Als Ingenieur halte ich Kraft-Wärme-Kopplung grundsätzlich für positiv. Dabei sind natürlich 
die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. In Lampertheim wird das z.B. 
im Schwimmbad bereits erfolgreich eingesetzt. 

4. Ausgleichsmaßnahmen verbessern

Grundsätzlich sollten die vereinbarten Ausgleichmaßnahmen umgesetzt und unterhalten 
werden. Sie schreiben, dass der BUND seit langem beobachtet, dass Kommunen die 
Durchführung und dauerhafte Pflege vernachlässigen oder gar unterlassen. Ebenso mangele 
es an der Durchsetzung der beschlossenen Maßnahmen gegenüber Dritten. Für 
Lampertheim haben Sie sich bisher diesbezüglich nicht an uns gewendet.  

Derzeit wird ein Grünflächenkataster mit Pflegeklassen aufgebaut. Ich frage gerne nach, ob 
die Ausgleichflächen mit erfasst werden. 

5. Landfraß begrenzen

Der Flächennutzungsplan befindet sich derzeit in der Überarbeitung. Eine Begrenzung auf 
den „aktuellen“ aus 1994 macht insofern keinen Sinn, da dieser bereits an vielen Stellen z.B. 
durch den Regional- und Landesentwicklungsplan fortgeschrieben ist. Auch hat Lampertheim 
eine positive Bevölkerungsentwicklung und eine große Nachfrage nach Wohnraum. Im 
Verhältnis zu Nachbarkommunen wie Bürstadt und Lorsch hat Lampertheim diese 
Entwicklung immer sehr moderat betrieben. 

FDP - Lampertheim



Zum Beispiel bei der geplanten Ortsumgehung Rosengarten (B47) haben wir beim Land 
angeregt den Flächenverbrauch zu minimieren. Bei Hessen Mobil sind wir damit bisher auf 
wenig Gegenliebe gestoßen. 

Auch haben wir in Lampertheim als eine der ersten Kommunen im Kreis begonnen 
Nachverdichtungspotentiale im Bestand anzugehen, um den Flächenverbrauch zu 
minimieren. Dieses werden wir auch weiter betreiben um den Landfraß zu begrenzen. 

FDP - Lampertheim
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